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Religionslehrerin u. -lehrer, Evangelisch  
 
Manfred L. Pirner in Lexikon für Kirchen- und Religionsrecht (LKRR). 
 
 
Die zentralen rechtlichen Vorgaben für den Religionsunterricht in Deutschland und 
damit auch für R. finden sich in Art. 7,3 GG: "Der Religionsunterricht ist in den 
öffentlichen Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien Schulen ordentliches Lehrfach. 
Unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechtes wird der Religionsunterricht in 
Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften erteilt. Kein 
Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen." So 
wie Art. 7 insgesamt im Wesentlichen der Ausübung des Grundrechts auf 
Religionsfreiheit (Art. 4 GG) dient, stellt Satz 3 in diesem Zusammenhang die negative 
Religionsfreiheit von R. sicher. In manchen Länderverfassungen wird darüber hinaus 
betont, dass Lehrkräfte auch nicht "gehindert" werden dürfen, Religionsunterricht zu 
erteilen (vgl. z.B. BY.Verf Art. 136, 3). Art. 7 GG bestimmt den Religionsunterricht als 
konfessionellen Unterricht, der im Sinne einer "res mixta" von Staat und betreffender 
Religionsgemeinschaft gemeinsam verantwortet wird. Für R. bedeutet dies, dass sie eine 
Zustimmung bzw. "Bevollmächtigung" durch ihre Religionsgemeinschaft benötigen, um 
das Fach unterrichten zu dürfen (ev.: "vocatio", kath.: "missio"). Auch die 
Religionslehrerbildung wird von den Religionsgemeinschaften mitbestimmt und 
beaufsichtigt. Andere Regelungen gibt es denjenigen Bundesländern, die sich auf Art. 
141 GG berufen; dies sind gegenwärtig Berlin, Brandenburg und Bremen. Die 
wichtigsten Stellungnahmen der EKD zum Religionsunterricht stellen die Denkschriften 
von 1994 und 2014 dar (Kirchenamt der EKD, 1994; 2014); rechtliche Aspekte werden 
auch in Burrichter u.a, 2012, angesprochen. 
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